
Erläuternder Bericht zu den Angaben  
nach § 289 Abs. 4 und Abs. 5 sowie § 315 Abs. 4  
des Handelsgesetzbuchs (HGB)

1. Zusammensetzung des gezeichneten Kapitals. 

Zum 31. Dezember 2013 beträgt das Grundkapital der Deutschen Telekom AG 
11 395 008 263,68 €. Das Grundkapital ist in 4 451 175 103 nennwert-
lose, auf den Namen lautenden Stückaktien eingeteilt. Jede Aktie gewährt 
eine Stimme.

2. �Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung 
von Aktien betreffen. 

Zum 31. Dezember 2013 beträgt der Bestand an eigenen Anteilen  
20 978 340 Stück. Jede Aktie gewährt eine Stimme. Eingeschränkt  
sind diese Stimmrechte jedoch bei den eigenen Anteilen sowie bei der 
Deutschen Telekom wie eigene Anteile zuzurechnenden Aktien (per  
31. Dezember 2013: rund 21 Mio. Stück). Die sog. „Trust“ (Treuhänder)-
Aktien (per 31. Dezember 2013: rund 19 Mio. Stück) stehen im Zusammen- 
hang mit dem Erwerb von VoiceStream und Powertel (jetzt T-Mobile US) 
im Jahr 2001 und sind der Deutschen Telekom zum 31. Dezember 2013 
wie eigene Anteile zuzurechnen. Was die an Trusts ausgegebenen Aktien 
betrifft, verzichtet der Treuhänder – solange der Trust besteht – auf Stimm- 
rechte und Bezugsrechte sowie grundsätzlich auf Dividendenrechte.

3. �Direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, die 
10 % der Stimmrechte überschreiten. 

Die Deutsche Telekom AG, Bonn, ist das Mutterunternehmen des  
Deutschen Telekom Konzerns. Ihre Aktien werden unter anderem an  
den Börsen in Frankfurt am Main gehandelt. Sie befanden sich am  
31. Dezember 2013 zu 68,1 % im Streubesitz (31. Dezember 2012: 
68,0 %), zu 14,5 % im Besitz der Bundesrepublik Deutschland (Bund) 
(31. Dezember 2012: 15,0 %) sowie zu 17,4 % im Besitz der KfW Banken- 
gruppe (31. Dezember 2012: 17,0 %). Die dem Bund zuzurechnende 
Beteiligung betrug somit 31,9 % (31. Dezember 2012: 32,0 %). Dies führt 
aufgrund der durchschnittlichen Hauptversammlungspräsenz zu einer 
sicheren Hauptversammlungsmehrheit. Die Deutsche Telekom AG gilt daher 
als abhängig im Sinne von § 17 des Aktiengesetzes (AktG), so dass der 
Vorstand gemäß § 312 AktG einen Abhängigkeitsbericht zu erstellen hat. 

Weitere direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, die 10 % der 
Stimmrechte überschreiten, sind dem Vorstand nicht bekannt.

4. �Inhaber von Aktien mit Sonderrechten, die Kontroll-
befugnisse verleihen.

Aktien der Gesellschaft mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse ver- 
leihen, bestehen nicht.

5. �Art der Stimmrechtskontrolle, wenn Arbeitnehmer 
am Kapital beteiligt sind und ihre Kontrollrechte 
nicht unmittelbar ausüben. 

Eine mittelbare Stimmrechtskontrolle im Sinne von § 289 Abs. 4 Nr. 5 
und § 315 Abs. 4 Nr. 5 HGB durch am Kapital beteiligte Arbeitnehmer 
findet nicht statt.

6. �Gesetzliche Vorschriften und Bestimmungen der Satzung 
über die Ernennung und Abberufung der Mitglieder 
des Vorstands und über die Änderung der Satzung. 

Die Bestellung und Abberufung von Mitgliedern des Vorstands erfolgt auf 
Grundlage der §§ 84, 85 AktG und des § 31 des Mitbestimmungsgesetzes 
(MitbestG). Danach werden Vorstandsmitglieder vom Aufsichtsrat auf 
höchstens fünf Jahre bestellt. Eine wiederholte Bestellung oder Verlängerung 
der Amtszeit, jeweils für höchstens fünf Jahre, ist zulässig. Für die Bestellung 
von Vorstandsmitgliedern ist grundsätzlich eine Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen im Aufsichtsrat erforderlich. Kommt auf diese Weise keine 
Bestellung zustande, so gilt ein besonderes, in den Absätzen 3 und 4 des 
§ 31 MitbestG beschriebenes Bestellungsverfahren. Für den Widerruf einer 
Vorstandsbestellung gelten diese Regeln entsprechend. Ein Widerruf 
der Bestellung durch den Aufsichtsrat kann erfolgen, wenn ein wichtiger 
Grund vorliegt. 

Nach § 6 Abs. 1 der Satzung besteht der Vorstand aus mindestens zwei 
Mitgliedern. Es liegt im pflichtgemäßen Ermessen des Aufsichtsrats, ob 
darüber hinaus weitere Vorstandsmitglieder bestellt werden. Fehlt ein 
erforderliches Vorstandsmitglied, so hat auf Antrag eines Beteiligten eine 
gerichtliche Bestellung zu erfolgen. 

Änderungen der Satzung richten sich nach den §§ 179, 133 AktG  
und § 18 der Satzung. Gemäß § 179 Abs. 1 Satz 1 AktG bedarf jede 
Satzungsänderung eines Beschlusses der Hauptversammlung. Gemäß  
§ 179 Abs. 1 Satz 2 AktG und § 21 der Satzung ist der Aufsichtsrat 
allerdings ermächtigt, die Satzung auch ohne Beschluss der Haupt- 
versammlung an neue gesetzliche Vorschriften anzupassen, die für die 
Gesellschaft verbindlich werden, und Änderungen der Satzung zu be-
schließen, die nur die Fassung betreffen. § 18 Abs. 2 der Satzung sieht 
entsprechend § 179 Abs. 2 Satz 2 AktG vor, dass – soweit nicht zwingende 
gesetzliche Vorschriften entgegenstehen – ein satzungsändernder 
Hauptversammlungsbeschluss grundsätzlich mit der einfachen Mehrheit 
der abgegeben Stimmen und des bei der Beschlussfassung vertretenen 
Grundkapitals gefasst wird. Eine größere Kapitalmehrheit in Höhe von 
drei Vierteln des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals 
sieht das Gesetz an mehreren Stellen vor, zum Beispiel bei der Änderung 
des Gegenstands des Unternehmens (§ 179 Abs. 2 Satz 2 AktG), be-
stimmten Kapitalmaßnahmen und dem Ausschluss von Bezugsrechten. 



7. �Befugnisse des Vorstands, Aktien auszugeben oder 
zurückzukaufen. 

Genehmigtes Kapital 2009/I. Der Vorstand war durch Beschluss der 
Hauptversammlung vom 30. April 2009 ermächtigt, das Grundkapital in 
der Zeit bis zum 29. April 2014 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis 
zu 2 176 000 000 € durch Ausgabe von bis zu 850 000 000 auf den Namen 
lautende Stückaktien gegen Sacheinlagen zu erhöhen. Diese Ermächtigung 
konnte vollständig oder ein- oder mehrmals in Teilbeträgen ausgenutzt 
werden. Der Vorstand war ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um neue Aktien im Rahmen 
von Unternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen, 
einschließlich der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes, oder von anderen 
mit einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammenhang stehenden 
einlagefähigen Wirtschaftsgütern, einschließlich Forderungen gegen die 
Gesellschaft, auszugeben. Der Vorstand war darüber hinaus ermächtigt, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der Aktienrechte 
und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen

Die Hauptversammlung vom 16. Mai 2013 hat die Aufhebung des Ge-
nehmigten Kapitals 2009/I, soweit es dann noch bestand, mit Wirkung 
auf den Zeitpunkt der Eintragung des nachfolgend beschriebenen Ge-
nehmigten Kapitals 2013 beschlossen. Das Genehmigte Kapital 2009/I 
betrug nach Erhöhung des Gezeichneten Kapitals gegen Einlage von 
Dividendenansprüchen noch 1 843 568 903,68 €. Die Eintragung der 
Aufhebung des verbliebenen Genehmigten Kapitals 2009/I im Handels-
register erfolgte am 25. Juni 2013.

Genehmigtes Kapital 2009/II. Der Vorstand ist durch Beschluss der 
Hauptversammlung vom 30. April 2009 ermächtigt, das Grundkapital in 
der Zeit bis zum 29. April 2014 mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis 
zu 38 400 000 € durch Ausgabe von bis zu 15 000 000 auf den Namen 
lautende Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen. Die 
Ermächtigung kann vollständig oder ein- oder mehrmals in Teilbeträgen 
ausgenutzt werden. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist ausgeschlossen. 
Die neuen Aktien dürfen nur zur Gewährung von Aktien an Mitarbeiter der 
Deutschen Telekom AG und der nachgeordneten verbundenen Unternehmen 
ausgegeben werden (Belegschaftsaktien). Die neuen Aktien können 
dabei auch an ein Kreditinstitut oder ein anderes die Voraussetzungen des 
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen ausgegeben werden, 
das die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich zur Ge- 
währung von Belegschaftsaktien zu verwenden. Soweit gesetzlich zulässig, 
können die Belegschaftsaktien auch in der Weise ausgegeben werden, 
dass die auf sie zu leistende Einlage aus dem Teil des Jahresüberschusses 
gedeckt wird, den Vorstand und Aufsichtsrat nach § 58 Abs. 2 AktG in 
andere Gewinnrücklagen einstellen können. Die als Belegschaftsaktien 
auszugebenden Aktien können auch im Wege von Wertpapierdarlehen 
von einem Kreditinstitut oder einem anderen die Voraussetzungen des  
§ 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen beschafft und die 
neuen Aktien zur Rückführung dieser Wertpapierdarlehen verwendet 
werden. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
den weiteren Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktien-
ausgabe festzulegen.

Genehmigtes Kapital 2013. Der Vorstand ist durch Beschluss der Haupt- 
versammlung vom 16. Mai 2013 darüber hinaus ermächtigt, das Grund-
kapital in der Zeit bis zum 15. Mai 2018 mit Zustimmung des Aufsichts-
rats um bis zu 2 176 000 000 € durch Ausgabe von bis zu 850 000 000 
auf den Namen lautende Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
zu erhöhen. Die Ermächtigung kann vollständig oder ein- oder mehrmals 
in Teilbeträgen ausgenutzt werden. Der Vorstand ist ermächtigt, mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge von dem Bezugsrecht 
der Aktionäre auszunehmen. Der Vorstand ist zudem ermächtigt, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei Kapital- 
erhöhungen gegen Sacheinlage auszuschließen, um neue Aktien im 
Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder im Rahmen des 
Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 
Unternehmen, einschließlich der Erhöhung bestehenden Anteilsbesitzes, 
oder anderen mit einem solchen Akquisitionsvorhaben im Zusammen-
hang stehenden einlagefähigen Wirtschaftsgütern, einschließlich Forderung 
gegen die Gesellschaft, auszugeben. Der Vorstand ist darüber hinaus 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt der 
Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe festzulegen. 

Mit Beschluss der Hauptversammlung vom 16. Mai 2013 wurde der Vor- 
stand angewiesen, das vorstehend beschriebene Genehmigte Kapital 2013 
erst dann zur Eintragung in das Handelsregister anzumelden, wenn (a) 
das bestehende Genehmigte Kapital 2009/I (in dem notwendigen Teil-
betrag) ausgenutzt wurde, um den Aktionären die unter Tagesordnungs-
punkt 2 der Hauptversammlung vom 16. Mai 2013 genannte Möglichkeit 
zur Wahl von Aktien anstelle einer Barauszahlung der Dividende zu 
gewähren, und die Durchführung der damit verbundenen Kapitalerhöhung 
eingetragen worden ist oder (b) die Dividende vollständig in bar ausge-
zahlt worden ist. Die Eintragung des Genehmigten Kapitals 2013 erfolgte 
am 25. Juni 2013 nach Eintritt der unter (a) beschriebenen Bedingung.

Das von der Hauptversammlung am 29. Mai 2001 beschlossene Bedingte 
Kapital II diente der Erfüllung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, 
die auf Grund der in derselben Hauptversammlung beschlossenen 
Ermächtigung für einen Aktienoptionsplan 2001 in der Zeit bis zum  
31. Dezember 2003 begeben worden waren. Aktienoptionen mit ent-
sprechenden Bezugsrechten bestehen nicht mehr, so dass das damals 
noch bestehende Bedingte Kapital II funktionslos geworden war. Die 
Hauptversammlung vom 16. Mai 2013 beschloss daher die Aufhebung 
des Bedingten Kapitals II, soweit es noch bestand.

Das Grundkapital ist zum 31. Dezember 2013 um bis zu 1 100 000 000 € 
bedingt erhöht – eingeteilt in bis zu 429 687 500 auf den Namen lautende 
Stückaktien (Bedingtes Kapital 2010). Die bedingte Kapitalerhöhung 
wird nur insoweit durchgeführt, wie 

a)	� die Inhaber bzw. Gläubiger von Optionsschuldverschreibungen, 
Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten und/oder Gewinn-
schuldverschreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente) mit 
Options- oder Wandlungsrechten, die von der Deutschen Telekom AG 
oder deren unmittelbaren oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsge-
sellschaften aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen 
Hauptversammlung vom 3. Mai 2010 bis zum 2. Mai 2015 ausgegeben 
bzw. garantiert werden, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten 
Gebrauch machen, oder

b)	� die aus von der Deutschen Telekom AG oder deren unmittelbaren 
oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom 
3. Mai 2010 bis zum 2. Mai 2015 ausgegebenen oder garantierten 
Optionsschuldverschreibungen, Wandelschuldverschreibungen, 
Genussrechten und/oder Gewinnschuldverschreibungen (bzw.  
Kombinationen dieser Instrumente) Verpflichteten ihre Options- bzw. 
Wandlungspflicht erfüllen

und nicht andere Erfüllungsformen eingesetzt werden. Die neuen Aktien 
nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung 
von Options- oder Wandlungsrechten oder durch Erfüllung von Options- 



bzw. Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. Der Aufsichtsrat ist 
ermächtigt, § 5 Abs. 4 der Satzung entsprechend der jeweiligen Inanspruch- 
nahme des bedingten Kapitals und nach Ablauf sämtlicher Options- bzw. 
Wandlungsfristen zu ändern.

Eigene Aktien. Durch Beschluss der Hauptversammlung vom 24. Mai 2012 
ist der Vorstand ermächtigt, bis zum 23. Mai 2017 Aktien der Gesellschaft 
mit einem auf diese entfallenden Betrag am Grundkapital von insgesamt 
bis zu 1 106 257 715,20 € mit folgender Maßgabe zu erwerben: Auf die 
aufgrund dieser Ermächtigung erworbenen Aktien zusammen mit anderen 
Aktien der Gesellschaft, welche die Gesellschaft bereits erworben hat und 
noch besitzt oder die ihr gemäß §§ 71d und 71e AktG zuzurechnen sind, 
entfallen zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft. Ferner sind die Voraussetzungen des § 71 Abs. 2 Sätze 2 
und 3 AktG zu beachten. Der Erwerb darf nicht zum Zweck des Handels 
in eigenen Aktien erfolgen. Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilen 
ausgeübt werden. Der Erwerb kann innerhalb des Ermächtigungszeitraums 
bis zur Erreichung des maximalen Erwerbsvolumens in Teiltranchen, 
verteilt auf verschiedene Erwerbszeitpunkte, erfolgen. Der Erwerb kann 
auch durch von der Deutschen Telekom AG im Sinn von § 17 AktG 
abhängige Konzernunternehmen oder durch Dritte für Rechnung der 
Deutschen Telekom AG oder für Rechnung von nach § 17 AktG abhängigen 
Konzernunternehmen der Deutschen Telekom AG durchgeführt werden. 
Der Erwerb erfolgt unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
(§ 53a AktG) über die Börse. Er kann stattdessen auch mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kauf- oder Aktientauschangebots erfolgen, 
bei dem, vorbehaltlich eines zugelassenen Ausschlusses des Andienungs- 
rechts, der Gleichbehandlungsgrundsatz ebenfalls zu wahren ist. 

Die Aktien können zu einem oder mehreren Zwecken, die in der unter 
Tagesordnungspunkt 7 der Hauptversammlung vom 24. Mai 2012 be-
schlossenen Ermächtigung vorgesehen sind, verwendet werden. Die 
Aktien können auch für Zwecke, bei denen ein Bezugsrechtsausschluss 
vorgesehen ist, verwendet werden. Es besteht auch die Möglichkeit, die 
Aktien über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre zu veräußern 
oder einzuziehen. Die Aktien können auch dazu genutzt werden, sie auf- 
grund einer entsprechenden Entscheidung des Aufsichtsrats zur Erfüllung 
von Rechten von Mitgliedern des Vorstands auf Übertragung von Aktien 
der Deutschen Telekom AG zu verwenden, die der Aufsichtsrat diesen im 
Rahmen der Regelung der Vorstandsvergütung eingeräumt hat. 

Der Vorstand ist gemäß dem Hauptversammlungsbeschluss vom 24. Mai 2012 
ermächtigt, den Erwerb der eigenen Anteile auch unter Einsatz von Eigen- 
kapitalderivaten durchzuführen.

Im Rahmen dieser Ermächtigung hat der Vorstand am 18. Dezember 2012 
beschlossen, insgesamt 268 Tsd. Stück Aktien zu erwerben. Vom  
2. Januar 2013 bis 16. Januar 2013 wurden im Rahmen der Ermächtigung 
Aktien mit einem Gesamterwerbsvolumen von 2 394 Tsd. € (ohne Neben- 
kosten) erworben (durchschnittlicher Kaufpreis pro Aktie: 8,92 €).

Im Januar 2013 sowie im März 2013 wurden darüber hinaus im Rahmen 
des Share Matching Plans 2 Tsd. Stück eigene Aktien entnommen und 
unentgeltlich in Depots von berechtigten Teilnehmern des Share Matching 
Plans, die nicht Vorstandsmitglieder sind, übertragen. 

Im Zuge des Erwerbs der VoiceStream Wireless Corp., Bellevue, und der 
Powertel Inc., Bellevue, im Jahr 2001 gab die Deutsche Telekom neue Aktien 
aus genehmigtem Kapital an einen Treuhänder aus, u. a. zugunsten von 
Inhabern von Optionsscheinen, Optionen und Umtauschrechten. Im 
Berichtsjahr sind diese Options-, Umtausch- bzw. Wandlungsrechte 
vollständig ausgelaufen. Damit besteht keine weitere Verpflichtung des 

Treuhänders zur Erfüllung der Ansprüche gemäß des Zwecks der Hinter-
legung. Die 18 517 Tsd. Stück hinterlegten Aktien werden wie eigene 
Anteile nach § 272 Abs. 1a HGB bilanziert. 

Als Folge des Aktienrückkaufs, der Übertragungen und der Zurechnung 
von Aktien wurden eigene Anteile von 48 Mio. € offen vom Gezeichneten 
Kapital abgesetzt, die Kapitalrücklage um 48 Mio. € erhöht und die 
Gewinnrücklagen um 2 Mio. € verringert.

8. �Wesentliche Vereinbarungen der Gesellschaft, die 
unter der Bedingung eines Kontrollwechsels infolge 
eines Übernahmeangebots stehen. 

Die wesentlichen Vereinbarungen der Deutschen Telekom AG, die  
eine Klausel für den Fall einer Übernahme (Change of Control) der  
Deutschen Telekom AG enthalten, betreffen hauptsächlich bilaterale 
Kreditfazilitäten sowie mehrere Darlehensverträge. Im Übernahmefall 
haben die jeweiligen Kreditgeber das Recht, die Fazilität zu kündigen 
und ggf. fällig zu stellen bzw. die Rückzahlung der Darlehen zu verlan-
gen. Dabei wird eine Übernahme angenommen, wenn ein Dritter die 
Kontrolle über die Deutsche Telekom AG erlangt; dies kann auch eine 
gemeinschaftlich handelnde Gruppe sein.

Ferner haben die anderen Konsortialpartner von Toll Collect (Daimler 
Financial Services AG und Cofiroute S.A.) eine Call Option für den Fall, 
dass ein Wechsel in der Eigentümerstruktur der Deutschen Telekom AG 
dadurch eintritt, dass mehr als 50 % des Aktienkapitals oder der Stimm-
rechte von einem neuen Gesellschafter gehalten werden, die er zuvor 
nicht besaß, und die anderen Konsortialpartner diesem Wechsel nicht 
zugestimmt haben.

Der griechische Staat kann alle Anteile der Deutschen Telekom AG an 
der griechischen Hellenic Telecommunications Organization S.A., Athen, 
Griechenland (OTE) von der Deutschen Telekom AG erwerben oder 
verlangen, dass sie an einen von ihm bekannten Dritten übertragen 
werden, wenn die Deutsche Telekom AG von einem Unternehmen über-
nommen werden sollte, das kein Telekommunikationsunternehmen aus der 
Europäischen Union oder den USA mit ähnlicher Größe und vergleichbarem 
Ansehen wie die Deutsche Telekom AG ist. Eine Übernahme in diesem 
Sinne liegt vor, wenn eine oder mehrere Personen – mit Ausnahme der 
Bundesrepublik Deutschland – direkt oder indirekt 35 % der Stimmrechte 
an der Deutschen Telekom AG erwerben.

Bei der Gründung des Joint Ventures Everything Everywhere in Großbritannien 
haben die Deutsche Telekom AG und France Télécom S.A. im Joint Venture 
Agreement vereinbart, dass die France Télécom – für den Fall, dass die 
Deutsche Telekom unter den beherrschenden Einfluss eines Dritten 
gelangt – für die Dauer eines Jahres von sämtlichen den Gesellschaftern 
im Hinblick auf eine Übertragung ihrer Anteile auferlegten Restriktionen 
befreit ist. Eine Übertragung von Anteilen an Wettbewerber ist aber auch 
in diesem Fall untersagt.

Im Rahmen der Gründung des Einkaufs-Joint Ventures BuyIn in Belgien 
haben die Deutsche Telekom AG und France Télécom S.A./Atlas Services 
Belgium S.A. (eine Tochter der France Télécom S.A.) im Master Agreement 
vereinbart, dass, falls die Deutsche Telekom oder France Télécom unter 
den beherrschenden Einfluss eines Dritten gelangt bzw. ein nicht vollständig 
zum France Télécom Konzern gehörender Dritter Anteile an Atlas Services 
Belgium S.A. erwirbt, der jeweils andere Vertragspartner (France Télécom 
und Atlas Services Belgium nur gemeinschaftlich) das Master Agreement 
mit sofortiger Wirkung kündigen kann. 



9. �Entschädigungsvereinbarungen der Gesellschaft, die 
für den eines Übernahmeangebots mit den Mitgliedern 
des Vorstands  getroffen sind. 

Entschädigungsvereinbarungen im Sinne von § 289 Abs. 4 Nr. 9 und  
§ 315 Abs. 4 Nr. 9 HGB für den Fall eines Übernahmeangebots be- 
stehen nicht.

10. �Wesentliche Merkmale des internen Kontroll-  
und Risikomanagementsystems im Hinblick auf den 
Rechnungslegungsprozess.

Das interne Kontrollsystem (IKS) der Deutschen Telekom AG ist in An- 
lehnung an das international anerkannte Rahmenwerk für interne  
Kontrollsysteme des Committee of Sponsoring Organizations of the 
Treadway Commission (COSO Internal Control – Integrated Framework, 
COSO I) aufgebaut. 

Der Prüfungsausschuss der Deutschen Telekom AG überwacht die Wirk- 
samkeit des IKS – wie es § 107 Abs. 3 Satz 2 AktG fordert. Der Umfang 
und die Ausgestaltung des IKS liegen dabei im Ermessen und in der 
Verantwortung des Vorstands. Die interne Revision ist dafür zuständig, 
die Funktionsfähigkeit und Wirksamkeit des IKS im Konzern und bei der 
Deutschen Telekom AG unabhängig zu prüfen. Um dies tun zu können, 
hat die interne Revision umfassende Informations-, Prüf- und Eintritts-
rechte. Zusätzlich werden die für die Finanzberichterstattung relevanten 
Teile des IKS vom Abschlussprüfer im Rahmen eines risikoorientierten 
Prüfungsansatzes auf Wirksamkeit geprüft. 

Das rechnungslegungsbezogene IKS beinhaltet die Grundsätze, Verfahren 
und Maßnahmen, um die Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 
sicherzustellen. Es wird kontinuierlich weiterentwickelt und zielt auf 
Folgendes ab: Der Konzernabschluss der Deutschen Telekom soll nach 
den International Financial Reporting Standards (IFRS) aufgestellt werden, 
wie sie in der Europäischen Union anzuwenden sind, und den nach  
§ 315a Abs. 1 HGB ergänzend zu beachtenden handelsrechtlichen 
Vorschriften. Zudem verfolgt das rechnungslegungsbezogene IKS auch 
das Ziel, dass der Jahresabschluss der Deutschen Telekom AG, sowie 
der zusammengefasste Lagebericht nach den handelsrechtlichen Vor-
schriften aufgestellt werden.

Grundsätzlich gilt für jedes IKS, dass es, unabhängig davon, wie es 
konkret ausgestaltet ist, keine absolute Sicherheit gibt, ob es seine Ziele 
erreicht. Bezogen auf das rechnungslegungsbezogene IKS kann es 
somit nur eine relative, aber keine absolute Sicherheit geben, dass  
wesentliche Fehlaussagen in der Rechnungslegung vermieden oder 
aufgedeckt werden.

Unser Bereich Group Accounting steuert die Prozesse zur Konzern- 
rechnungslegung und Lageberichtserstellung. Gesetze, Rechnungs- 
legungsstandards und andere Verlautbarungen werden kontinuierlich 
analysiert, ob und wie weit sie relevant sind und wie sie sich auf die 
Rechnungslegung auswirken. Relevante Anforderungen werden z. B. in 
der Konzern-Bilanzierungsrichtlinie festgehalten, kommuniziert und sind 
zusammen mit dem konzernweit gültigen Abschlusskalender die Basis 

für den Abschlusserstellungsprozess. Darüber hinaus unterstützen 
ergänzende Verfahrensanweisungen wie z. B. die Intercompany-Richtlinie, 
standardisierte Meldeformate, IT-Systeme sowie IT-unterstützte Reporting- 
und Konsolidierungsprozesse den Prozess der einheitlichen und  
ordnungsgemäßen Konzernrechnungslegung. Wenn nötig, setzen wir 
auch externe Dienstleister ein, z. B. für die Bewertung von Pensionsver-
pflichtungen. Group Accounting stellt sicher, dass diese Anforderungen 
konzernweit einheitlich eingehalten werden. Die in den Rechnungs- 
legungsprozess einbezogenen Mitarbeiter werden regelmäßig geschult. 
Die Deutsche Telekom AG und die Konzerngesellschaften sind dafür 
verantwortlich, dass sie die konzernweit gültigen Richtlinien und  
Verfahren einhalten. Die Konzerngesellschaften stellen den ordnungs- 
gemäßen und zeitgerechten Ablauf ihrer rechnungslegungsbezogenen 
Prozesse und Systeme sicher; Group Accounting unterstützt und über-
wacht sie dabei. 

Die Durchführung der operativen Rechnungswesenprozesse wird mit 
weiter zunehmender Tendenz national und international durch Shared 
Service Center erbracht. Durch eine Harmonisierung der Prozesse steigt 
die Effizienz und Qualität der Prozesse und damit auch die Zuverlässigkeit 
des internen Kontrollsystems. Das IKS sichert dabei sowohl die interne 
Prozessqualität als auch die Schnittstelle zu den Kunden durch geeignete 
Kontrollen und durch einen internen Zertifizierungsprozess ab.

Eingebettet in den Rechnungslegungsprozess sind unter Risikoaspekten 
definierte, interne Kontrollen. Das rechnungslegungsbezogene IKS um- 
fasst sowohl präventive als auch aufdeckende Kontrollen; dazu gehören: 

 IT-gestützte und manuelle Abstimmungen, 
 die Funktionstrennung, 
 das Vier-Augen-Prinzip, 
 �allgemeine IT-Kontrollen wie z. B. Zugriffsregelungen in IT-Systemen 

und ein Veränderungs-Management. 

Konzernweit haben wir ein standardisiertes Verfahren implementiert, um 
die Wirksamkeit des rechnungslegungsbezogenen IKS zu überwachen. 
Dieses Verfahren orientiert sich konsequent an den Risiken einer möglichen 
Fehlberichterstattung im Konzernabschluss: Zu Jahresbeginn werden 
unter Risikoaspekten Abschlusspositionen und rechnungslegungsbe- 
zogene Prozess-Schritte ausgewählt, die im Laufe des Jahres in der 
Regel durch Fremdprüfungen auf Wirksamkeit untersucht werden.  
Soweit Kontrollschwächen festgestellt werden, erfolgt eine Analyse  
und Bewertung insbesondere hinsichtlich der Auswirkungen auf den 
Konzernabschluss und den zusammengefassten Lagebericht. Wesent-
liche Kontrollschwächen, deren Maßnahmenpläne zur Abarbeitung und 
der laufende Arbeitsfortschritt werden an den Vorstand bzw. zusätzlich 
an den Prüfungsausschuss berichtet. Um die hohe Qualität dieses rech-
nungslegungsbezogenen IKS zu sichern, ist die interne Revision über 
alle Stufen des Verfahrens hinweg eng mit einbezogen. 

Bonn, den 18. Februar 2014
Deutsche Telekom AG

Der Vorstand


